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Abkiirzungsverzeichnis

BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft
VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

BAFU Bundesamt fir Umwelt

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BFE Bundesamt fur Energie

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

BAV Bundesamt fur Verkehr

AKW Atomkraftwerk

GSchv Gewasserschutzverordnung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

BRP Bundesamt fir Raumplanung

BWwW Bundesamt fur Wasserwirtschaft

OFEFP Office fédéral de I'environnement, des foréts et du paysage

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

OFEV Office fédéral de I'environnement

CEATE-CN Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFEN Office fédéral de I'énergie

CEATE-CE = Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

OFT Office fédéral des transports

Centrale Centrale atomique

giesnigue Ordonnance sur la protection des eaux

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

OFAT Office fédéral de I'aménagement du territoire

OFEE Office fédéral de I'économie des eaux
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft
Fischerei

Le Conseil fédéral a publié¢ un rapport en réponse au postulat de la CEATE-CN
demandant un état des lieux de la situation des lacs et cours d'eau de Suisse en
matiére de péche. La commission s'inquiétait de la situation des pécheurs et
pécheuses qui voient leur revenu baisser d'année en année. En Suisse, 262 personnes
pratiquent la péche professionnelle en tant qu'activité principale, tandis qu'environ
150'000 personnes la pratiquent durant leurs loisirs. Pour ces premiers, le revenu
annuel se monte, en moyenne, a CHF 60'000 par année et le rendement de la péche
s'éleve a 1350 tonnes par an. Cela ne représente cependant que 2% de la
consommation totale de poisson en Suisse. La demande en poisson régional et sauvage
est, par ailleurs, largement supérieure a |'offre actuelle.

Quant a I'amélioration des conditions de ces professionnels, le Conseil fédéral estime
que c'est a la branche d'assurer la pérennité de ses activités. Il ne peut agir qu'au
niveau des habitats aquatiques, en poursuivant I'actuelle politique de protection et de
valorisation des eaux. '

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Jahresriickblick 2019: Energie

Einen grossen Umbruch erlebte die Schweizer Energiepolitik 2019 mit der ersten
Ausserbetriebnahme eines konventionell genutzten Kernkraftwerks der Schweiz. Am 20.
Dezember um 12:30 Uhr wurde dem Atomkraftwerk Miihleberg (BE), das seit 1972
Elektrizitat fur die Schweiz geliefert hatte, sprichwortlich der Stecker gezogen. Die
Betreiberfirma BKW hatten schon Ende Oktober 2013 angekiindigt, das «Atomi» - wie
es Anwohnerinnen und Anwohner der Region nannten - vom Netz nehmen und die
Ruckbauarbeiten der Anlage bis im Jahr 2034 vollenden zu wollen. Ende 2019 wurde
ebenfalls klar, dass das nahe Basel gelegene und seit Jahren in Kritik stehende
elsassische AKW Fessenheim im Jahr 2020 den Betrieb einstellen wird.

Gleichzeitig sorgte in den Medien 2019 eine per 1. Februar in Kraft getretene
Verordnungsanpassung im Kernenergiebereich flr Furore. Der Bundesrat hatte in
Artikel 123. Abs. 2 der Strahlenschutzverordnung eine Prazisierung vorgenommen,
wonach natlrliche Storfalle, die im Schnitt einmal alle 10'000 Jahre vorkommen -
beispielsweise ein starkeres Erdbeben - klar der Storfallkategorie 3 zugeordnet werden
sollen. Bisher war in der Verordnung nicht klar ersichtlich gewesen, ob solche
Ereignisse der Storfallkategorie 2 oder 3 zugeordnet werden mussen. Die Prazisierung
hat zur Folge, dass die AKWs bei Erdbeben dieser Art den weniger strengen
Strahlendosisgrenzwert vom 100 mSv (Kategorie 3) anstatt jenem von 1 mSv (Kategorie 2)
einhalten mussen und somit bei einem solchen Unfall mehr Radioaktivitdt austreten
dirfte, als bei einer Einteilung in die Kategorie 2 erlaubt gewesen ware. Die Anderung
war - zumindest in den Augen der Kritikerinnen und Kritiker - insofern auch
(rechtsstaatlich) brisant, als parallel zur Verordnungsanpassung ein gerichtliches
Verfahren um genau diese Verordnungsstelle im Gange war, parlamentarische Prozesse
in die Wege geleitet wurden (P0.18.3175; Mo. 18.3010; Mo. 18.4233) und in der
Vernehmlassung diesbezlglich viele kritischen Stimmen laut geworden waren. Ein
strengerer Grenzwert hatte aber vor allem bedeutet, dass beispielsweise die
Kernenergieanlagen in  Beznau die  Sicherheitsbestimmungen  (zumindest
voriibergehend) nicht mehr erflllt hatten und folglich vom Netz hatten genommen
werden mussen. Mit dieser Frage musste sich 2019 auch die UREK-SR intensiv befassen,
die selbst nach umfangreichen Anhérungen ein Kommissionspostulat als Erweiterung
des in drei Sitzungen diskutierten standeratlichen Postulats mit dem Ziel einreichte,
bessere Kenntnisse Uber die Folgen dieser Verordnungsrevisionen flr die Bevélkerung
zu erlangen. Stillschweigend nahm das Stockli das heiss diskutierte Postulat im Frihling
2019 an.

Zentrales Thema im Kernenergiebereich bildete zudem 2019 auch weiterhin die Suche
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nach geeigneten Standorten fiir die Errichtung von Tiefenlagern flir die Endlagerung
von radioaktiven Abféallen aus Kernkraftwerken sowie aus der Forschung. Nach
Abschluss der zweiten Etappe im Sommer 2018 begannen in der dritten Etappe
vorwiegend auch im Jahr 2019 nach und nach verschiedenste Sondierbohrungen in den
in der engeren Auswahl stehenden Standortgebieten Jura Ost (AG), Nordlich Lagern (AG
und ZH) und Zirich Nordost (TG und ZH). In den betroffenen Regionen wurden diese
detaillierten Untersuchungen der Umweltbeschaffungen zum Dauerbrenner in den
lokalen Zeitungen, vor allem auch deshalb, weil diese nun deutlich sichtbaren Arbeiten
teils auf grossen Widerstand aus der lokalen Bevdlkerung stiessen. Der Bundesrat
rechnete indes damit, im Jahr 2029 den definitiven Standortentscheid fiur ein
geologisches Tiefenlager bekannt geben zu kénnen.

Das im Bereich der Wasserkraft dominierende Thema war zum einen die Frage nach der
Festlegung des Wasserzinsmaximums - also die maximal mogliche durch den Kanton
festgelegte Abgeltung der Wasserkraftwerkbetreiber an den Kanton fur die Nutzung des
offentlichen Gutes Wasserkraft. Wahrend die eine Seite fur eine Senkung ebendieses
Maximums plédierte mit der Begrundung, die inlandische Wasserkraft so finanziell
besser aufstellen zu kénnen, setzten sich in der Schlussabstimmung vom Mai 2019 die
Gebirgskantone durch, die sich fir eine Verlangerung des derzeit geltenden
Wasserzinsregimes von CHF 110 pro Kilowatt Bruttoleistung bis Ende 2024 eingesetzt
hatten.

Zum anderen diskutierten die UREK-Kommissionen und die Réate eine parlamentarische
Initiative, die eine Anpassung der Regelungen fiir Umweltvertraglichkeitspriifungen
verlangte. Demnach  sollen  bei  Neukonzessionierungen  fur  bestehende
Wasserkraftanlagen die Rahmenbedingungen so gedndert werden, dass die Basis fur die
Beurteilung flur die Festlegung von Umweltkompensationsmassnahmen neu auf den
Zustand zum Zeitpunkt der Konzessionseinreichung festgelegt werden soll. Nach
bisheriger Regelung mussten Umweltschutzkompensationsmassnahmen auf Basis des
Zustandes vor Errichtung der Anlage erfolgen. Da die Anlagen aber teilweise schon seit
Uber 80 Jahren bestehen, die Ermittlung des urspriinglichen Landschaftsbildes sich als
schwierig erwies und die Wasserkraftwerkbetreiber somit hoher Unsicherheit und
hohen Kosten begegnen wirden, stimmte eine Mehrheit des Nationalrates im Herbst
2019, sowie auch eine Mehrheit des Standerates in der Wintersession fur diese
Lockerung der Umweltschutzbestimmungen. Eine Minderheit hatte vergebens die
Meinung des Bundesrates vertreten und versucht, eine Formulierung beizubehalten, die
mehr Massnahmen zugunsten der Umwelt beinhaltete.

Im Bereich der fossilen Energietrager sorgte eine Ankindigung des Bundesrates von
Ende Oktober flr grosses Aufsehen, in welcher er die Vernehmlassung fir die
Schaffung eines neuen Gasversorgungsgesetzes (GasVG) erdffnete. Der Bundesrat
beabsichtigte demnach, den Gasmarkt in der Schweiz teilweise zu 6ffnen. Analog zum
Modell im Strommarkt kénnten so kilnftig Grosskundinnen und Grosskunden ihren
Anbieter frei auf dem Markt wahlen. Mit der Schaffung des neuen GasVG soll zudem
eine spezielle Gasmarktordnung geschaffen werden, die den bisher sehr vage
geregelten Gasmarkt besser koordinieren soll. Ein kleines Erdbeben mit nationaler
Ausstrahlkraft verursachte zudem die kantonale Berner Energievorlage, die am 10.
Februar 2019 eine knappe Abfuhr an der Urne erhielt. Die Vorlage beinhaltete
Massnahmen im Gebaudebereich, mit denen die Energieziele des Bundes auf
kantonaler Ebene - unter anderem durch den Ersatz von Gas- und Olheizungen durch
Technologien erneuerbarer Energiequellen - hatten umgesetzt werden sollen.

Ein in den Medien stark aufgegriffenes Thema war die Frage nach der Revision des
Stromversorgungsgesetzes - also einer Neugestaltung des Strommarktdesigns
dergestalt einer Strommarktliberalisierung mit einer freien Wahl des Stromanbieters fur
alle. Diese Diskussion war stets auch verknlUpft mit der Frage nach einem
Stromabkommen mit der EU, das eine solche Strommarktliberalisierung als
Voraussetzung vorsieht. Die Arbeiten und Verhandlungen in diesem Bereich werden
sich wohl in den kommenden Jahren fortsetzen.

Allgemein betrachtet verzeichnete das Kapitel «Energie» 2019 im Vergleich zu den
Jahren 2016-2018 einen starken Ruckgang an Zeitungsberichterstattungen - wie eine
Analyse von APS Ende 2019 zeigte. Wahrend der Themenbereich «Energie» in den
Jahren 2016 und 2017 zwischen 3.5 bis fast 4 Prozent aller erfassten
Zeitungsberichterstattungen ausmachte, halbierte sich dieser Anteil in den Jahren 2018
sowie 2019 um mehr als die Halfte. Dies lasst sich wohl mit den beiden
Volksabstimmungen «Fur den geordneten Ausstieg aus der Atomenergie
(Atomausstiegsinitiative)» von Ende 2016 sowie der Energiestrategie 2050 erklaren, die
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ebenfalls in einer Referendumsabstimmung im Mai 2017 ihren Héhepunkt fand, und die
fur eine starke Berichterstattung sorgten. Innerhalb des Jahres 2019 liess sich ein
leichtes Sommertief sowie ein Anstieg der Zeitungsberichterstattung auf die
Herbstsession hin feststellen, wobei der Hochstwert von gut 2.4 Prozentpunkten im
Jahresvergleich immer noch tief ausfiel. ?

Wasserkraft

La discussion concernant le projet, tres controversé, d'extension des installations
hydro-électriques du Grimsel (BE), s'est vue enrichie, en 1990, par un rapport des
offices fédéraux de I'énergie (OFEN) et de I'économie des eaux (OFEE). Selon celui-ci,
cette construction serait conforme a ses buts puisqu'elle permettrait une meilleure
utilisation du potentiel hydraulique, notamment par le transfert de la production
énergétique de |'été vers I'hiver. Cependant, ces constats ne disent rien des
répercussions de Grimsel-Ouest sur I'environnement ni de son adéquation avec les
nécessités de I'approvisionnement helvétique. Néanmoins, fortes de ces positions, les
Forces motrices de I'Oberhasli, instigatrices de ce dessein, ont décidé de poursuivre sa
réalisation. Elles ont cependant requis un délai afin de procéder a des ajustements
(notamment au niveau de certains captages et des bassins différentiels), qui devraient
étre intégrés a la demande de concession en 1991, °

A la suite de la publication en 1991 du rapport sur les répercussions écologiques du
projet de construction de cing barrages successifs sur le Rhin entre Tribbach (SG) et
Sennwald (SG) a la frontiére avec le Liechtenstein, de nombreuses oppositions (environ
600) sont parvenues aux autorités saint-galloises. Selon les opposants, ['étude
effectuée par les promoteurs serait incomplete et resterait trop vague sur les impacts
écologiques. *

Suite a la publication d'un rapport de I'Office fédéral de I'environnement, des foréts
et du paysage (OFEFP) selon lequel le projet de construction de cing barrages
successifs sur le Rhin le long de la frontiére entre la Suisse et le Liechtenstein porterait
une trop forte atteinte a I'environnement, ainsi qu'apres les discussions entre la
Confédération, les autorités de la Principauté et celles du canton de St-Gall, les
négociations sur une convention internationale ont été interrompues. Le projet devra
donc étre remanié afin de limiter son impact sur I'environnement. °

In Erfullung eines Postulats Engler (cvp, GR) von 2013 legte der Bundesrat im Dezember
2017 seinen Bericht ,Nachhaltige Rahmenbedingungen fiir die Wasserkraft™ vor. Laut
dem Bericht kann die angestrebte Produktionserhéhung in der Wasserkraft nur erreicht
werden, wenn die bestehende Produktion erhalten und zudem das Zubaupotenzial der
Klein- und Grosswasserkraftwerke realisiert wird. Als Teil des ersten Massnahmenpakets
der Energiestrategie 2050 werden neben den schon bestehenden Férderinstrumenten
fir Kleinwasserkraftwerke zwei neue Férderinstrumente flr Grosswasserkraftwerke
geschaffen. Die neue Marktprémie soll die bestehenden Wasserkraftanlagen stitzen
und Investitionsbeitrage sollen fur Neuanlagen und Erweiterungen bereitgestellt
werden. Im neuen Energiegesetz ist auch der Auftrag an den Bundesrat enthalten, bis
2019 einen Erlassentwurf fur die Einflhrung eines neuen Marktmodells auszuarbeiten.
Die Forderung des Postulates Engler nach besseren Rahmenbedingungen fur die
Wasserkraft sieht der Bundesrat damit als erfallt. ©
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Umweltschutz
Umweltschutz

Jahresriickblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwarmung gepragt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen dusserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte alteren Semesters
ihren Unmut gegenuber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwarmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen koénne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik fur
das Klima» mediale Berihmtheit erlangte. Die Besorgnis Uber den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstéssen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Stéanderat das Geschaft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum ausserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgendssischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Wahrend die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehdrt hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grin» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grinen und der Grunliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wahlerinnen und Wahlern.
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch fir einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv Uber die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Standerat und Uber die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie Uber die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughafen.

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewasser in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
Uber Monate hinweg ein Risiko fur chronische Schéaden dar und lagen langere Zeit Uber
Werten, ab denen fur Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hangig: die
Initiativen «flr eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «fir sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung - Keine Subventionen fur den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.lv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten fur das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensrdumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschéatzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitdten. Der Bericht flihrte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstdssen, in denen etwa die
Biodiversitatsvertraglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversitat aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwahnt, welche im Jahr 2019
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erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts fur Umwelt befassten sich mit den
eindricklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wéren rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabfalle, wovon fast die Halfte vermeidbar
ware. In friheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene kénnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Anderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese méchte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung fir den Bundesrat, Bestimmungen fur die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergénzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird. ’

Naturschutz

Etabli sur la base des données de I'OFEFP et de ['OFAT, le rapport sur les
transformations du paysage helvétique entre 1978 et 1989 confirme une tendance
générale & la dégradation des espaces naturels en Suisse, et ce principalement sur le
Plateau. Ainsi, une surface équivalente a celle du lac de Zurich a vu son paysage étre
modifié durant cette période. Malgré ce constat négatif, quelques renversements de
tendance ont pu étre observés: plusieurs dizaines de kilométres de ruisseau ont été
remis a ciel ouvert, les surfaces nécessaires pour |'extraction de matériaux ont diminué
et le réseau routier a augmenté dans une plus faible mesure que durant la décennie
précédente. Arrivant a la conclusion que ni la Iégislation ni les efforts des autorités,
associations et particuliers n'ont permis de produire tous les effets escomptés en
matiére de protection des paysages, le rapport préconise dés lors une diminution de la
pression exercée par |'extension des surfaces a construire. ®

In den Diskussionen zur Standesinitiative des Kantons Bern (Kt. Iv. BE 16.316) hatte die
UREK-SR festgehalten, dass der Erhalt der Schweizer Moore womobglich weitere
Schutzmassnahmen erfordere. Folglich hatte sie die Verwaltung 2017 damit beauftragt,
in einem Bericht rechtliche und sachliche Fragen zum Moorschutz in der Schweiz zu
beantworten. Nach Kenntnisnahme des Berichts erkannte die Kommission im Winter
2018 jedoch keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf, den Moorschutz weiter
auszubauen. ’

Gewasserschutz

L'OFEFP a publié fin mai un rapport sur I'état de quelque vingt lacs suisses. Procédant a
|'évaluation des effets induits par les différentes mesures de protection des eaux que la
Confédération, les cantons et les communes ont entreprises pour un montant global
d'environ CHF 35 milliards jusqu'en 1993, ce document conclut a une amélioration
notable de la santé des lacs au cours des quinze derniéres années. La construction des
stations d'épuration ainsi que l'interdiction du phosphate dans les lessives ont
participé dans une large mesure a ce résultat qui, comme le stipule le rapport, pourrait
encore étre amélioré par la réduction des apports de phosphore d'origine agricole. ™

Selon un rapport publié par I'OFEV a I'automne, une centaine de stations d’épuration
des eaux usées (STEP) devraient étre équipées de systemes d’élimination des
micropolluants. En effet, les techniques traditionnelles ne permettent pas d’éliminer
les résidus de produits biocides (herbicides, fongicides, etc.), de médicaments, de
produits de beauté et de nettoyage. Or, méme a des concentrations trés faibles, cette
pollution nuit aux plantes et animaux aquatiques, ainsi qu’a la qualité des réserves
d’eau potable. Ainsi, bien que les concentrations mesurées depuis 2006 ne présentent
pas de danger immédiat pour les humains, 'OFEV a préconisé une série de mesures a
titre préventif, telles que I'installation de procédés d’épuration spécifiques (par ex.
|"ozonisation) dans une centaine de STEP (sur les 700 que compte le pays). L'OFEV doit
étudier le financement de cet investissement estimé a 1,2 milliard de francs, auquel il
convient d’ajouter 120 millions de francs pour les colts d’exploitation annuels
supplémentaires, dans le cadre de la révision de I'ordonnance sur la protection des
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eaux instituant cette nouvelle tache. ™

Aus dem von Bund und Kantonen gemeinsam getragenen und im Jahr 2011 ins Leben
gerufenen Monitoringprogramm «Nationale Beobachtung
Oberflachengewéasserqualitat> (NAWA) resultierte im Jahr 2016 ein Bericht, der
erstmals einen Gesamtiiberblick iiber den Zustand der Schweizer Fliessgewasser
lieferte. Und dieses Bild fiel nicht sehr positiv aus. «Mit den Flissen geht es bachab>,
titelte etwa die NZZ. Der 6kologische Zustand der Gewasser, gemessen durch rund 100
Messstationen in mittelgrossen und grossen Fliessgewéssern, wird von der Studie sehr
unterschiedlich beurteilt. Zum einen habe die Belastung durch Nahrstoffe deutlich
abgenommen, was dem Ausbau der Abwasserreinigungsanlagen zu verdanken sei. An
einigen Stellen, so auch in Gewassern, die an intensiv genutzte Landwirtschaftsgebiete
angrenzen, sei die Belastung aufgrund diffuser Eintrage, respektive Eintrége, die nicht
Uber die Abwasserreinigungsanlagen in die Gewasser gelangen, jedoch nach wie vor
hoch.

Ferner gewannen Mikroverunreinigungen generell an Bedeutung. Das bestéatigte auch
ein weiterer, nur wenige Monate spater vom BAFU herausgegebener Bericht, der
ebenfalls auf problematische Umsténde bezuglich der Mikroverunreinigung in
Fliessgewassern verwies. Die NAWA berichtete zudem, dass die Qualitat der
Fliessgewasser im Mittelland aufgrund der intensiven anthropogenen Beeinflussung
schweizweit am schlechtesten sei und dass insbesondere die Fische sensibel auf die
Wasserqualitat reagierten, was die Artenvielfalt beeinflussen kénne. Gemass Bericht
bieten nur 27 Prozent der Gewasser an den bericksichtigten Messstationen gute oder
sehr gute Lebensbedingungen fur Fische. Aufgrund ihrer Erkenntnisse erachteten die
Studienautoren die Reduktion von Nahrstoff- und Pflanzenschutzmitteleintréagen in
Gewassern als vordringliches Ziel und forderten parallel auch verstarkte Bestrebungen
zur Renaturierung der Gewasser. ™

Im September 2016 verdffentlichte das BAFU eine in Auftrag gegebene
Situationsanalyse zu Mikroverunreinigungen in Fliessgewassern aus diffusen Eintragen,
respektive aus Eintrégen, die nicht Uber die Abwasserreinigungsanlagen (ARA), sondern
auf anderem Weg in die Gewasser gelangen. Diese diffuse Verschmutzung tritt vor allem
bei starken Regenféllen und insbesondere in Gebieten mit intensiver Landnutzung auf.
Verursacht wird sie an erster Stelle durch die Landwirtschaft, ist in geringerem Umfang
aber auch der Besiedlung geschuldet. Die bedeutendsten Stoffe, die zu dieser
Mikroverunreinigung beitragen, sind Pestizide, Biozide und Schwermetalle.
Beunruhigende Befunde zeigte der Bericht insbesondere fur kleine Fliessgewéasser auf;
dort sei die Verschmutzung teilweise so stark, dass sie fur gewisse Lebewesen toxisch
sei und die Mikroverunreinigung so zur Reduktion der Artenvielfalt beitrage. Wahrend
mit einer Anderung des Gewasserschutzgesetzes im Jahr 2014 die Aufriistung der ARA
mit dem Zweck beschlossen worden war, die so verursachte Mikroverunreinigung zu
reduzieren, forderten die Studienautoren nun auch Massnahmen zur Reduktion der
Mikroverunreinigung aus diffusen Eintrédgen. Als Grundlage bedlrfe es einer
verbesserten Uberwachung der Wasserqualitat in kleinen Fliessgewassern - eine
Forderung, die nur wenige Monate zuvor ebenfalls in einem Bericht der Nationalen
Beobachtung fir Oberflachengewasserqualitdt (NAWA) gestellt worden war. Ferner
seien Massnahmen an der Quelle ins Auge zu fassen, wozu beispielsweise Stoffverbote,
aber auch sanfte Massnahmen wie Informationsvermittiung zur Anderung von
Verhaltensmustern zahlen. Ein sich in Arbeit befindender Bericht in Erfullung eines
Postulats Héche soll zudem aufzeigen, wie Massnahmen an der Quelle verstarkt werden
kénnten. Zur gegebenen Zeit ebenfalls erstellt wurde, in Erfillung einer Motion Moser,
ein Aktionsplan zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. ™

Le Conseil fédéral a adopté le rapport «Mesures a la source visant a réduire la charge
de micropolluants dans les eaux», présentant les progrés réalisés et I'éventail des
démarches possibles pour lutter contre les micropolluants. Selon le rapport, il faudrait
une mise en ceuvre plus stricte des réglementations existantes, avoir une utilisation et
une élimination de produits plus respectueuses de l'environnement, et intégrer
davantage la protection des eaux dans la formation du personnel spécialisé. Les apports
de substances en provenance d’établissements de soins ainsi que d’entreprises
industrielles et artisanales devraient étre examinés afin d'établir, si nécessaire, des
mesures pour réduire la pollution des eaux.
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D'apres le rapport sur la nocivité potentielle des munitions militaires présentes dans
les lacs suisses, aucune substance nocive n'a été libérée. Le DDPS a effectué des
contrdles de 2012 a 2016 et prévoit d'analyser a nouveau I'eau des lacs en 2019. Une
surveillance réguliere de la qualité des eaux des lacs de Brienz, de Thoune et des
Quatre-Cantons, ou des déchets de munitions ont été plongés, avait été mise en place.
Selon le rapport, le programme de surveillance & intervalles réguliers n'est plus
nécessaire.

Le Conseil fédéral a présenté son rapport, intitulé «Délimitation et utilisation moins
schématiques des espaces réservés aux eaux», en réponse au postulat de Karl Vogler
(pdc, OW). Depuis le contre-projet indirect a I'initiative populaire «Eaux vivantes», les
cantons sont astreints a délimiter un espace réservé aux eaux pour assurer la
protection contre les crues et la conservation de la biodiversité. Comme conséquence
a l'introduction de cette obligation, le budget des paiements directs a été augmenté de
20 millions de francs par année pour compenser le manque a gagner dans |'agriculture.
Le rapport rappelle que les cantons avaient connaissances des conséquences avant la
mise en place de |'obligation. Les dispositions relatives & I'espace réservé aux eaux ont
été peu a peu assouplies. Suite a la modification de I'ordonnance sur la protection des
eaux (OEaux), découlant de la motion de la CEATE-CE (15.3001), les cantons jouissent
d'une plus grande marge de manceuvre pour tenir compte des spécificités locales lors
de la délimitation et la réglementation de ['utilisation des espaces réservés aux eaux.
Les acteurs cantonaux et fédéraux concernés continuent de se concerter pour une
application harmonisée a I'échelle nationale, mais souple, des bases légales. La
|égislation actuelle concilie les impératifs de sécurité et de protection avec ceux de
|'agriculture. Les espaces réservés aux eaux permettent de réduire les risques de crues
et de restaurer la biodiversité. ™

Aligemeiner Umweltschutz

Erstmals erfasste das BAV 2015 in enger Zusammenarbeit mit den Bahnen neben den
personellen Risiken beim Transport gefahrlicher Guter ebenfalls die Umweltrisiken auf
Bahnstreckenabschnitten. Die Ergebnisse legten dar, dass auf dem 3652 km langen
Bahnstreckennetz auf insgesamt 42 km Gefahren fir Oberflachengewasser vertieft
gepruft werden mussen und auf weiteren 10 km Umweltrisiken beim Grundwasser nicht
ausgeschlossen werden kénnen. Gemeinsam mit dem BAFU und den Storfallfachstellen
sollen diese Abschnitte nun eingehend auf ihre Sicherheit Uberpruft und allfallig zu
treffende Massnahmen zur Erhéhung der Sicherheit beschlossen werden. Die grosste
Gefahr fur das Oberflachenwasser geht geméass Bericht von einem Streckenabschnitt
bei Tecknau (BL) aus, wo die Bahnlinie direkt neben dem Eibach zu liegen kommt. Dort
wilrden bei einem Bahnunglick giftige Stoffe direkt in das Gewaésser gelangen und
schliesslich in den Rhein fliessen. Der kritischste Streckenabschnitt in Bezug auf Risiken
fur das Grundwasser befindet sich bei Kiesen (BE).

Ungewollte Aufmerksamkeit erhielten die Erkenntnisse durch die nur wenige Tage
darauf erfolgte Entgleisung eines mit Chemikalien beladenen Guterzuges bei Daillens
(VD). Messungen ergaben, dass keine Chemikalien in angrenzende Oberfladchengewasser
geflossen sind. Der Unfallort gehorte nicht zu den im Bericht genannten
risikobehafteten Streckenabschnitten. ”

Dix ans aprés le second examen environnemental de la Suisse, I'OCDE a évalué, de
nouveau, les performances environnementales de la Suisse. La biodiversité, la
croissance économique en ressources et la qualité de I'eau ont particulierement été
étudiées. S'agissant des points positifs, la Suisse figure parmi les bons éleves
concernant la consommation énergétique de I'économie et [‘amélioration de
|'efficacité avec laquelle elle utilise ses ressources. Sa participation a des groupes de
travail internationaux est relevée, tout comme son engagement pour un secteur
financier tenant davantage compte des criteres de durabilité environnementale. Du
coté des lacunes, la Suisse n'a pas réussi a entiérement découpler croissance
économique et empreinte écologique. Elle produit trop de déchets urbains. Les eaux
subissent d'importantes pressions en raison de l'utilisation intensive de la force
hydraulique, des pesticides en agriculture, et des micropolluants provenant des
ménages et de I'industrie. Au sujet de la conservation de la biodiversité, I'étendue, la
qualité et la mise en réseau des sites protégés sont jugées insuffisantes. Toutefois, les
efforts accomplis par la Suisse sont salués. L'OFEV a accueilli positivement le rapport
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de I'OCDE. Il indique faire son possible afin de poursuivre I'objectif de réduction des
atteintes portées a I'environnement, notamment dans le cadre de la Politique agricole
2022, du Plan d'action Produits phytosanitaires et du plan d'action Biodiversité. ®
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